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Allgemeine Mandantenbedingungen 

der AHW Hunold & Partner mbB Steuerberater  

Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

§ 1 Geltungsbereich (1) Diese Mandatsbedingungen gelten fu r alle Mandate zwischen der Sozieta t und dem jeweiligen Mandanten, soweit nicht etwas anderes ausdru cklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich vorgeschrieben ist. Sie entbinden nicht von der Einhaltung des jeweils gu ltigen Berufsrechts. (2) Mandate werden der Sozieta t erteilt, nicht einzelnen Gesellschaftern und/oder fu r die Sozieta t ta tigen Personen, es sei denn die Vertretung durch einen einzelnen Gesellschafter ist vorgeschrieben. Soweit aufgrund einer Vereinbarung ein Vertragsverha ltnis mit einzelnen oder mehreren Gesellschaftern zustande kommt, gelten diese Mandatsbedingungen im Verha ltnis zu den betroffenen Gesellschaftern. (3) Sie gelten auch fu r alle in Zukunft erteilten Mandate, ohne dass sie erneut in Bezug genommen werden mu ssen. 
§ 2 Umfang des Mandats (1) Gegenstand des Auftrags ist die jeweils vereinbarte Ta tigkeit, nicht die Erzielung eines bestimmten wirtschaftlichen oder rechtlichen Erfolgs. (2) Die Steuer- und/oder Rechtsberatung durch die Sozieta t bezieht sich ausschließlich auf das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Sofern ausla ndisches Recht beru hrt ist, weist die Sozieta t hierauf hin.  
§ 3 Pflichten der Sozietät (1) Die Sozieta t ist zur sorgfa ltigen Mandatsfu hrung verpflichtet. Sie unterrichtet den Mandanten angemessen im jeweils beauftragten Umfang u ber das Ergebnis und den Stand der Bearbeitung. (2) Die Berufstra ger und die Mitarbeiter der Sozieta t sind berufsrechtlich zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihnen im Rahmen des Mandats durch den Mandanten anvertraut oder sonst bekannt wird. Insoweit besteht ein Zeugnisverweigerungs-recht. U ber das Bestehen eines Mandats und Informationen im Zusammenhang mit dem Mandat du rfen sich die Berufstra ger und Mitarbeiter der Sozieta t gegenu ber Dritten nur a ußern, wenn der Mandant ihn zuvor von seiner Schweigepflicht entbunden hat.  (3) Eine Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit dies zur Durchfu hrung eines Zertifizierungsaudits in der Kanzlei der Sozieta t erforderlich ist und die insoweit ta tigen Personen ihrerseits u ber ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt worden sind. Der Mandant erkla rt sich damit einverstanden, dass durch den Zertifizier Einsicht in seine – von der Sozieta t angelegte und gefu hrte – Handakte genommen wird. Eine Verschwiegenheitspflicht besteht auch nicht, soweit die Sozieta t Anspru che aus dem Mandatsverha ltnis geltend macht oder abwehrt. 
§ 4 Mitwirkung Dritter Die Sozieta t ist berechtigt, zur Ausfu hrung des Auftrags Mitarbeiter, fachkundige Dritte sowie datenverarbeitende Unternehmen heranzuziehen, die berufsma ßig oder durch entsprechende vertragliche Vereinbarung mit der Sozieta t zur Verschwiegenheit im Sinne der Ziff. 3 verpflichtet sind.  
§ 5 Pflichten des Mandanten (1) Der Mandant wird der Sozieta t u ber alle mit dem Auftrag zusammenha ngenden Tatsachen umfassend und wahrheitsgema ß informieren und ihr sa mtliche mit dem Mandat zusammenha ngende Unterlagen und Daten in geordneter Form u bermitteln. (2) Sollte der Mandant seiner Mitwirkungspflicht nicht oder unzureichend nachkommen, ist die Sozieta t berechtigt, die dadurch entstehenden zusa tzlichen Leistungen nach Aufwand gema ß der getroffenen Honorarvereinbarung abzurechnen. (3) Der Mandant informiert die Sozieta t umgehend insbesondere u ber A nderungen seiner Anschrift, E-Mail-Adresse und Umsta nde, die seine voru bergehende Unerreichbarkeit begru nden. (4) Der Mandant wird die ihm von der Sozieta t u bermittelten Schreiben/Schriftsa tze, die ihm vorab als Entwurf u bersandt worden sind, umgehend und sorgfa ltig u berpru fen, ob die darin enthaltenen Angaben zum Sachverhalt wahrheitsgema ß und vollsta ndig sind. Der Mandant wird die Sozieta t sodann 

umgehend informieren, ob die Schreiben/Schriftsa tze in der ihm vorgelegten Fassung an Dritte u bersandt werden ko nnen. (5) Der Mandant verpflichtet sich, schriftliche Arbeitsergebnisse der Sozieta t, insbesondere Gutachten und Stellungnahmen, vertraulich nur fu r seine eigenen Zwecke zu verwenden. Die Weitergabe der Arbeitsergebnisse der Sozieta t an Dritte bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Sozieta t, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt. Der Mandant verpflichtet sich, diese Verpflichtung auch seinen Mitarbeitern aufzuerlegen. Der Mandant darf ihm u bersandte Arbeitsergebnisse auch ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Sozieta t einem zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Sachversta ndigen zuga nglich machen, der in gleicher Angelegenheit bera t, sofern der Mandant diesen vor U berlassung zur vertraulichen Behandlung der ihm u berlassenen Unterlagen verpflichtet hat.  (6) Werbemaßnahmen mit dem Namen der Sozieta t oder der Art ihrer vertraglichen Leistung durch den Mandanten bedu rfen der ausdru cklichen schriftlichen Zustimmung der Sozieta t. 
§ 6 Vergütung/Vergütungshinweis (1) Die Vergu tung der Sozieta t wird grundsa tzlich in einer Vergu tungsvereinbarung festgelegt. Besteht keine Vergu tungsvereinbarung, wird die gesetzliche Vergu tung fu r Steuerberatungsleistungen nach der Steuerberatervergu tungsverordnung (StBVV) und fu r Rechtsberatungsdienstleistungen nach dem Rechtsanwaltsvergu tungsgesetz (RVG) geschuldet. Die Sozieta t hat, sofern nichts anderes vereinbart ist, neben der Vergu tungsforderung einen Anspruch auf Ersatz der Auslagen und der gesetzlichen Umsatzsteuer. (2) Die Sozieta t ist auch im Falle einer Vergu tungsvereinbarung, in der eine Stundensatzabrede getroffen wird, berechtigt, mindestens die Gebu hren nach der jeweils gu ltigen StBVV oder dem jeweils gu ltigen RVG gegenu ber dem Mandanten abzurechnen. (3) Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass sich die nach der StBVV oder dem RVG anfallenden Gebu hren, soweit nichts anderes vereinbart ist, jeweils nach dem Gegenstandswert berechnen. Ferner kann die Gebu hr nach der StBVV oder dem RVG u berschritten werden. 
§ 7 Zahlung/Abtretung (1) Der Mandant ist verpflichtet, auf Anforderung der Sozieta t angemessene Vorschu sse, Zwischenabrechnungen und spa testens nach Beendigung des Mandats die vollsta ndige Vergu tung zu bezahlen. Dies gilt auch, wenn Kostenerstattungsanspru che gegen Rechtsschutzversicherung, Gegenseite oder Dritte bestehen.  (2) Der Mandant tritt sa mtliche Anspru che auf Kostenerstattung durch die Gegenseite, Rechtsschutzversicherung oder sonstige Dritte in Ho he der Vergu tungsforderung der Sozieta t an diese ab. Die Sozieta t nimmt die Abtretung an. Die Sozieta t ist berechtigt, eingehende Zahlungen auf offene Vergu tungsforderungen der Sozieta t zu verrechnen. (3) Eine Aufrechnung gegen Forderungen der Sozieta t auf Vergu tung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskra ftig festgestellten Forderungen zula ssig. Die Sozieta t verwahrt fu r den Mandanten eingehende Gelder treuha nderisch. Sie wird diese vorbehaltlich Ziff. 7 Abs. (2) unverzu glich auf Anforderung des Mandanten an die von ihm benannte Stelle auszahlen. 
§ 8 Fax- und E-Mail-Verkehr (1) Teilt der Mandant der Sozieta t einen Faxanschluss mit, erkla rt er sich damit bis auf Widerruf oder ausdru ckliche anderweitige Weisung einverstanden, dass die Sozieta t ihm ohne Einschra nkungen u ber diesen Faxanschluss mandatsbezogene Informationen u bersendet. Der Mandant sichert zu, dass nur er oder von ihm beauftragte Personen Zugriff auf das Faxgera t haben und dass er Faxeinga nge regelma ßig u berpru ft. Der Mandant ist verpflichtet, die Sozieta t darauf hinzuweisen, wenn Einschra nkungen bestehen, insbesondere dass Faxeinga nge nur nach vorheriger Anku ndigung gewu nscht werden. (2) Der Mandant erkla rt sein Einversta ndnis, dass die Kommunikation zwischen Sozieta t und Mandant auch mittels 
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E-Mail erfolgen kann. Im Hinblick auf den Einsatz von E-Mails weist die Sozieta t auf folgende Risiken hin: (3) Derzeit bestehen bei jeder unverschlu sselten Versendung von Informationen und Dokumenten per E-Mail ein technisch unvermeidbares Risiko, dass  
» sich Dritte Zugang zu den enthaltenen Daten verschaffen und 

damit Kenntnis von ihrem Inhalt erlangen. 

» E-Mails Viren enthalten, 

» theoretisch andere Internet-Teilnehmer den Inhalt der E-Mails 

modifizieren können,  

» nicht vollständig sichergestellt ist, dass E-Mails tatsächlich von 

dem Absender stammen, der angegeben ist. (4) Da gegenwa rtig ein strafrechtlicher Schutz fu r E-Mails nicht besteht, ist die rechtliche Zugriffsschranke fu r Dritte gering. Entsprechend kann die Sozieta t eine Haftung fu r die Sicherheit der u bermittelten Daten und Informationen nicht u bernehmen und haftet fu r ggf. entstehende Scha den nicht. (5) Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Risiken zumindest teilweise durch eine verschlu sselte E-Mail-Kommunikation ausgeschlossen werden ko nnen. Sofern der Mandant eine verschlu sselte E-Mail-Kommunikation wu nscht, bedarf es hierzu der Vereinbarung eines Verschlu sselungscodes mit der Sozieta t. 
§ 9 Haftung /Ausschlussfrist (1) Die Sozieta t unterha lt eine Vermo gensschaden-Haftpflichtversicherung in Ho he von EUR 10.000.000,00 (in Worten: Euro zehn Millionen).  (2) Fu r durch die Sozieta t fahrla ssig verursachte Scha den – mit Ausnahme von Scha den aus der Verletzung von Leben, Ko rper und Gesundheit sowie von Scha den, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begru nden – sind alle Schadensersatzanspru che des Mandanten aus diesem Vertragsverha ltnis auf einen Maximalbetrag von EUR 10.000.000,00 (in Worten: Euro zehn Millionen) pro Schadensfall beschra nkt. Fu r die Ta tigkeit von Rechtsanwa lten gilt die Haftungsbegrenzung aus Satz 1 jedoch nur fu r Fa lle einfacher Fahrla ssigkeit. Die Haftungsbegrenzung gilt auch fu r Anspru che, die Dritte aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverha ltnis gegenu ber der Sozieta t geltend machen. (3) Einzelvertragliche Haftungsbegrenzungsvereinbarungen gehen dieser Vereinbarung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Haftungsbegrenzungsvereinbarung – so weit nicht ausdru cklich anderes geregelt – aber unberu hrt. Die Sozieta t wird auf Wunsch des Mandanten eine zusa tzliche Einzelobjektversicherung fu r das aus dem Auftrag resultierende Schadensrisiko abschließen, sofern sich der Mandant zur U bernahme der dadurch entstandenen Mehrkosten bereit erkla rt.

Die Sozieta t haftet nicht fu r telefonisch oder sonst mu ndlich abgegebene Erkla rungen und Ausku nfte. 
§ 10 Datenschutz Die Sozieta t ist berechtigt, Daten, die das Mandatsverha ltnis betreffen, in Zusammenhang mit der Vertragserfu llung/-abwicklung selbst oder durch Erfu llungsgehilfen auf Datentra gern zu erfassen, zu speichern, aufzubewahren und zu verarbeiten. 
§ 11 Beendigung (1) Rahmenvertra ge enden durch Ku ndigung. Einzelne Beratungsauftra ge enden mit der Erledigung des Auftrages. Die Ku ndigung bedarf der Schriftform. (2) Bei der Ku ndigung des Vertrages durch die Sozieta t sind zur Vermeidung von Rechtsverlusten des Mandanten in jedem Fall noch diejenigen Handlungen vorzunehmen, die zumutbar sind und keinen Aufschub dulden. (3) Nach Beendigung des Mandatsverha ltnisses sind die der Sozieta t u bergebenen Unterlagen von der Sozieta t bereitzustellen und durch den Mandanten am Sitz der Sozieta t abzuholen.  (4) Mit Beendigung des Vertrages hat die Sozieta t dem Mandanten die bei ihm zur Ausfu hrung des Auftrags eingesetzten Datenverarbeitungsprogramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzu glich herauszugeben bzw. von der Festplatte zu lo schen. 
§ 12 Aufbewahrung und Herausgabe (1) Die Sozieta t hat die Handakte nach Beendigung des Auftrages zehn Jahre, in jedem Fall aber bis zum Ablauf der fu r die Aufbewahrung der Akten bestimmten Fristen, aufzubewahren. Diese Verpflichtung erlischt schon vor Beendigung dieses Zeitraums, wenn die Sozieta t den Mandanten schriftlich aufgefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen und der Mandant dieser Aufforderung binnen drei Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist. (2) Auf Anforderung des Mandanten hat die Sozieta t dem Mandanten die Handakten vorbehaltlich eines gesetzlichen Zuru ckbehaltungsrechts innerhalb einer angemessenen Frist zur Abholung bereitzustellen. Die Sozieta t kann von Unterlagen, die sie an den Mandanten zuru ckgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zuru ckbehalten.  
§ 13 Abwerbeverbot (1) Der Kunde einschließlich seiner Verbundenen Unternehmen wird wa hrend des Mandatsverha ltnisses und in einem Zeitraum von zwei Jahren ab Ende des Mandatsverha ltnisses keine der gegenwa rtigen Mitarbeiter der Sozieta t oder ihrer Verbundenen Unternehmen abwerben, es sei denn, die Sozieta t stimmt dem schriftlich zu. Einer Bescha ftigung stehen andere Angebote und Vereinbarungen gleich, aufgrund derer die Arbeitskraft des Mitarbeiters nicht mehr der Sozieta t bzw. ihrem Verbundenen Unternehmen zugutekommt, sondern ganz oder teilweise dem Kunden oder eines seiner Verbundenen Unternehmen. 

 (2)         Fu r jeden Fall der Zuwiderhandlung ist der Kunde verpflichtet, der Sozieta t eine Vertragsstrafe in Ho he von 2 Jahresgeha ltern des betroffenen Mitarbeiters zu zahlen. Die Einrede des Fortsetzungszusammenhangs wird ausgeschlossen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens bleibt der Sozieta t vorbehalten, die Vertragsstrafe wird auf einen etwaigen Schaden angerechnet und gilt als Mindestschadensersatz. 
§ 14 Sonstiges (1) Fu r den Auftrag, seine Durchfu hrung und sich hieraus ergebenden Anspru che gilt nur deutsches Recht.  (2) Sofern der Mandant Kaufmann, juristische Person des o ffentlichen Rechts oder o ffentlich-rechtlichen Sondervermo gens Ist oder keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, wird Fu r sa mtliche Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 

 dem Mandatsverha ltnis Ko ln als ausschließlicher Gerichtsstand vereinbart. (3) A nderungen und Erga nzungen bedu rfen der Schriftform. Dies gilt auch fu r die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. § 305b BGB bleibt hiervon unberu hrt. 
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(4) Sollte eine in diesen Mandatsbedingungen enthaltene Regelung unwirksam sein oder werden, oder sollte sich eine Lu cke herausstellen, so beru hrt dies nicht die Wirksamkeit der u brigen Regelungen. Die unwirksame Regelung oder die Lu cke gelten als durch die wirksame Regelung ersetzt, die dem am na chsten kommt, was der Mandant und die Sozieta t vereinbarten ha tten, wenn sie die Unwirksamkeit oder Lu cke erkannt ha tten. Dies gilt insbesondere dann, wenn eine Regelung deshalb unwirksam ist, weil sie nach Maß und Grad vom rechtlich Zula ssigen abweicht 
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